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Stadtgebiet zwischen A 391, A 392, Celler Heerstraße, 
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Beratungsfolge Sitzungstermin Status

Stadtbezirksrat im Stadtbezirk 310 Westliches Ringgebiet (Anhörung) 10.09.2020 Ö
Planungs- und Umweltausschuss (Vorberatung) 16.09.2020 Ö
Verwaltungsausschuss (Vorberatung) 22.09.2020 N
Rat der Stadt Braunschweig (Entscheidung) 29.09.2020 Ö

Beschluss:

„Für das im Betreff bezeichnete Stadtgebiet, das in Anlage 2c dargestellt ist, wird gemäß 
§ 17 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) die Verlängerung der Veränderungssperre um ein Jahr 
als Satzung beschlossen."

Sachverhalt:

Beschlusskompetenz

Die Zuständigkeit des Rates für den Satzungsbeschluss ergibt sich aus § 58 (1) Nr. 5 
NKomVG.

Begründung

Am 2. Mai 2012 hat der Verwaltungsausschuss die Aufstellung des Bebauungsplans 
„Sudetenstraße“, OE 40, beschlossen. Mit diesem Bebauungsplan soll das bestehende 
überholte bzw. unzureichende Planungsrecht an die aktuellen Erfordernisse angepasst 
werden. Es gelten die Bebauungspläne OE 5 (1976, Gewerbe) und NP 17 (1975, Gewerbe). 
Für einige Bereiche gilt kein Bebauungsplan; sie sind gemäß § 34 BauGB zu beurteilen. 

Der Bebauungsplan verfolgt dabei insbesondere folgende Planungsziele:

 Umsetzung der Ziele des vom Rat beschlossenen Zentrenkonzeptes Einzelhandel,
 Umsetzung der Ziele des vom Rat beschlossenen Steuerungskonzeptes 

Vergnügungsstätten,
 Sicherung der Flächen für eine Wegebeziehung von der Hannoverschen Straße Richtung 

Lehndorf,
 Aktualisierung sonstiger Festsetzungen älterer Bebauungspläne, z.B. in Hinblick auf den 

Lärmschutz und die Grünordnung,
 Schaffung von verbindlichem Planungsrecht für Bereiche ohne Bebauungsplan.



Zur Sicherung der Planungsziele hat der Rat der Stadt Braunschweig am 6. November 2018 
eine Veränderungssperre beschlossen, die am 23. November 2018 durch Bekanntmachung 
im Amtsblatt in Kraft getreten ist. Die Geltungsdauer dieser Veränderungssperre beträgt 
2 Jahre.

Anlass für die Veränderungssperre war eine Bauvoranfrage zur Nutzungsänderung in eine 
kerngebietstypische Spielhalle auf dem Grundstück Sudetenstraße 4. Dieser Standort lag 
außerhalb eines im Steuerungskonzept Vergnügungsstätten definierten Suchraumes für 
Vergnügungsstätten. 

Ferner wurde im Bereich der ehemaligen Gleistrasse auf dem Grundstück Hannoversche 
Straße 67 eine Bauvoranfrage für ein Bürogebäude mit Stellplätzen gestellt. Die Stellplätze 
waren auf der ehemaligen Gleistrasse vorgesehen. Die Veränderungssperre war und ist 
deshalb auch zur Sicherung der Wegeverbindung nach Lehndorf erforderlich. Für diese 
Wegeverbindung wurde mittlerweile mit dem parallel laufenden Bebauungsplanverfahren 
„Ringgleis Anschluss Lehndorf“, LE 39, begonnen (Aufstellungsbeschluss VA am 
10. Dezember 2020). Im Bereich der ehemaligen Gleistrasse sind die Planungsziele der 
Bebauungspläne OE 40 und LE 39 identisch und können mit jedem dieser beiden Pläne 
erreicht werden. Deshalb ist der Erlass einer eigenen Veränderungssperre für den 
Bebauungsplan LE 39 nicht erforderlich, solange die Veränderungssperre bzw. deren 
Verlängerung für den Bebauungsplan OE 40 in Kraft ist. 

Die planerischen Anforderungen an den Bebauungsplan OE 40 sind wegen der darin zu 
regelnden genannten Aspekte relativ komplex. Das Planverfahren konnte daher noch nicht 
zum Abschluss gebracht werden. Auch die Planung für die Wegeverbindung nach Lehndorf 
hat sich wegen der Betroffenheit mehrerer Gewerbebetriebe und der Anforderungen an die 
Unterquerung der A 391 als aufwändig herausgestellt. Deshalb ist zur Sicherung der 
Planung die Verlängerung der Veränderungssperre erforderlich. 

Für Vorhaben, die den Planungszielen nicht widersprechen, kann eine Ausnahme von der 
Veränderungssperre erteilt werden.

Empfehlung

Die Verwaltung empfiehlt, die Verlängerung der Veränderungssperre „Sudetenstraße“, 
OE 40 als Satzung zu beschließen.

Leuer

Anlage/n:
Anlage 1: Übersichtskarte
Anlage 2 a: Verlängerung der Veränderungssperre
Anlage 2 b: Veränderungssperre vom 6. November 2018
Anlage 2 c: Geltungsbereich der Veränderungssperre



Anlage 1

Veränderungssperre zum Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift

Sudetenstraße

OE 40

Übersichtskarte

Maßstab  ca. 1:20 000



 
 
 Anlage 2a 
 Stand: 26. Mai 2020 
 
 
 
 

Satzung über die Verlängerung der Veränderungssperre  
vom 6. November 2018 
für den Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift 
Sudetenstraße OE 40 
 
Aufgrund des § 14 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt 
geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27. März 2020 ((BGBl. I S. 587), in Verbindung mit §§ 10 und 58 
des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung vom 17. Dezember 2010 
(Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 24. Oktober 2019 (Nds. GVBl. 
S. 309), hat der Rat der Stadt Braunschweig am Datum diese Veränderungssperre als Satzung beschlossen: 
Stand Rechtsgrundlagen: 03.04.2020 
 
 
§ 1 Für das in § 2 näher bezeichnete Gebiet hat der 

Verwaltungsausschuss der Stadt in seiner Sit-
zung am 2. Mai 2012 die Aufstellung eines Be-
bauungsplanes beschlossen. Zur Sicherung der 
Planung wird für den künftigen Planbereich eine 
Veränderungssperre angeordnet. 
 

§ 2 Von der Veränderungssperre ist das Stadtgebiet 
zwischen A 391, A 392, CeIIer Heerstraße, Su-
detenstraße, Schölke, der östlichen Flurstücks-
grenzen der Flurstücke 254/75, 254/76,254/79 
sowie dem ehemaligen Ringgleis betroffen. 
 
Das in seiner Begrenzung vorstehend beschrie-
bene Gebiet ist im beiliegenden Lageplan, der 
einen Bestandteil dieser Satzung bildet, schwarz 
umrandet. 
 

§ 3 In dem von der Veränderungssperre betroffenen 
Gebiet dürfen 
 
1. Vorhaben im Sinne des § 29 Baugesetzbuch 

nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen 
nicht beseitigt werden; 
 

2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde 
Veränderungen von Grundstücken und bauli-
chen Anlagen, deren Veränderungen nicht 
genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeige-
pflichtig sind, nicht vorgenommen werden. 
 

§ 4 Wenn überwiegende öffentliche Belange nicht 
entgegenstehen, kann von der Veränderungs-
sperre eine Ausnahme zugelassen werden. Die 
Entscheidung über Ausnahmen trifft die Stadt 
Braunschweig. 

 
 
 
 
 
 

  § 5 Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Verän-
derungssperre baurechtlich genehmigt worden 
sind, Vorhaben, von denen die Stadt Braun-
schweig nach Maßgabe des Bauordnungsrechts 
Kenntnis erlangt hat und mit deren Ausführung 
vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre 
hätte begonnen werden dürfen, sowie Unterhal-
tungsarbeiten und die Fortführung einer bisher 
ausgeübten Nutzung werden von der Verände-
rungssperre nicht berührt. 

 
§ 6 Die Satzung tritt am Tage der Bekanntmachung 

im Amtsblatt für die Stadt Braunschweig in Kraft. 
 
Die Geltungsdauer beträgt zwei Jahre. 

 
Braunschweig, den 
 

Stadt Braunschweig 
Der Oberbürgermeister 

i. V. 
Leuer 

Stadtbaurat 
 
 

Die Satzung ist am 23. November 2018 durch Be-
kanntmachung im Amtsblatt der Stadt Braunschweig 
Nr. 11 in Kraft getreten. 
 
Der Rat der Stadt Braunschweig hat in seiner Sitzung 
am Datum die Verlängerung der vorstehenden Verän-
derungssperre gemäß § 17 Abs. 1 Baugesetzbuch um 
ein Jahr beschlossen. Die Verlängerung tritt am 
22. November 2020 in Kraft. 
 
 
 
 
 

 
Braunschweig,  Stadt Braunschweig 
 Der Oberbürgermeister 
 
 
 
 
 I. V. Leuer 
 Stadtbaurat 
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